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NR. 43� MITTWOCH, 21. 10. 2020Öffentliche Sitzung des Bezirksausschusses III – Nordost
Am Mittwoch, dem 28.10.2020 findet um 19.00 Uhr eine öffentliche Sitzung des 
Bezirksausschusses III – Nordost statt. Der Veranstaltungsort ist der TSV Ingolstadt-
Nord 1897, Wirffelstr. 25, 85055 Ingolstadt.

Tagesordnung:

1.	 Eröffnung und Begrüßung
2.	 Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 09.09.2020
3.	 Stellungnahmen der Stadtverwaltung
3.1.	 Baubeginnsanzeige Straßenbrücke am Augraben (Schneller Weg)
3.2.	 Rechtskraft Bebauungsplan Friedrich-Ebert-Str. / Ecke Theodor-Heuss-Str.
3.3.	 Baubeginnsanzeige Schlosslände / Gerhard-Hauptmann-Str.
3.4.	 Antwort auf Antrag AZ 2020-03-017 Erweiterung Highline
4.	 Bürgeranträge
4.1.	 Geschwindigkeitsmessanlage
4.2.	 Anfrage Sanierung A9 / Tempolimit
5.	 Sonstiges
5.1.	 Ergebnis Jugendgespräch im Spot
5.2.	 Vorstellung Website Stadt Ingolstadt
5.3.	 Parkplatz / Festplatz an der Pestalozzischule
Bezirksausschussvorsitzende:
Claudia Winkler
Zur Einhaltung der Hygieneauflagen im Zusammenhang mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 ist es erforderlich, dass sich Besucherinnen und Besucher, die an der 
Bezirksausschusssitzung teilnehmen möchten, vorab beim Bezirksausschussvor-
sitzenden anmelden (Mail: winkler.claudia.123@gmx.de). Bitte denken Sie daran 
eine Mund-Nasenbedeckung mitzubringen.
Bezirksausschussmitglieder sind automatisch angemeldet. Bei Verhinderung bit-
ten wie um Abmeldung beim Bezirksausschussvorsitzenden.
Hinweise zum Datenschutz:
1.	 Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung
Die Datenerhebung erfolgt zum Zweck der Ermöglichung einer Kontaktpersoneach-
verfolgung im Zusammenhang mit COVID-19 (SARS-CoV-2). Rechtsgrundle der Ver-
arbeitung ist Art. 6 Abs.1c DSGVO i.V. m § 22 7.BayIfSMV
2.	 Übermittlung von Daten an Dritte
Eine Übermittlung der o.g. Daten an Dritte erfolgt an das jeweils zuständige Ge-
sundheitsamt bzw. die jeweils zuständige öffentliche Stelle zu den o.g. Zwecken. 
Ihre Daten werden ausschließlich auf Grundlage der oben genannten Rechtrundla-
gen an Dritte weitergegeben. Sie werden ausdrücklich nicht zu Werbezwken ver-
wendet.
3.	 Dauer der Speicherung
Die Daten werden vier Wochen ab der Sitzung gespeichert. Danach werden die 
Den vernichtet.

Die Stadt Ingolstadt informiert sie über ihre bestehenden 
Widerspruchsrechte bei folgenden Datenübermittlungen: 
1. Melderegisterauskünfte/Datenübermittlungen an Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstim-
mungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstim-
mung vorangehenden Monaten. Hierzu gehören auch Abstimmungen im Zusam-
menhang mit Volksbegehren, Volksentscheiden sowie Bürgerentscheiden. 
Rechtsgrundlagen: § 50 Abs. 1 und 5 des Bundesmeldegesetzes (BMG) 
Hinweise: Der Widerspruch kann nur bei der Meldebehörde eingelegt werden, bei 
der der alleinige Wohnsitz oder der Hauptwohnsitz (bei mehreren Wohnungen) 
besteht.
2. Melderegisterauskünfte/Datenübermittlungen an Mandatsträger, Presse oder 
Rundfunk über Alters- oder Ehejubiläen 
Rechtsgrundlage: § 50 Abs. 2 und 5 BMG 
Hinweise: Der Widerspruch gilt im Hinblick auf Ehejubiläen auch für den anderen 
Ehegatten - Lebenspartner und ist bei allen Meldebehörden einzulegen, in deren 
Zuständigkeitsbereich Sie mit einer Wohnung (bei mehreren Wohnungen) gemel-
det sind.
3. Melderegisterauskünfte/Datenübermittlungen an Adressbuchverlage zur Herstel-
lung von Adressenverzeichnissen in Buchform.
Rechtsgrundlage: § 50 Abs. 3 und 5 BMG 
Hinweise: Der Widerspruch ist bei allen Meldebehörden einzulegen, in deren Zu-
ständigkeitsbereich Sie mit einer Wohnung (bei mehreren Wohnungen) gemeldet 
sind.
4. Datenübermittlungen an das Bundesamt für Personalmanagement der Bundes-
wehr. Die Datenübermittlung erfolgt bis 31.3. eines Jahres über Personen, die im 
nächsten Jahr volljährig werden und die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. 
Rechtsgrundlagen: § 58 c Abs. 1 des Soldatengesetzes (SG) i. V. m. § 36 Abs. 2 BMG 
Hinweise: Der Widerspruch kann nur bei der Meldebehörde eingelegt werden, bei 
der der alleinige Wohnsitz oder der Hauptwohnsitz (bei mehreren Wohnungen) be-
steht. Ein etwaiger Widerspruch wird mit Vollendung des 18. Lebensjahres automa-
tisch gelöscht. Widersprüche, die nach der bisherigen Rechtslage eingetragen wur-
den, behalten ihre Gültigkeit. 
5. Datenübermittlungen von Familienangehörigen an öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaften, sofern sie nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören. Familienangehörige sind der Ehegatte oder Le-
benspartner, minderjährige Kinder und die Eltern von minderjährigen Kindern. Das 
Widerspruchsrecht gilt nicht, sofern die Daten für Zwecke des Steuererhebungs-
rechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt wer-
den. 
Rechtsgrundlage: § 42 Abs. 1 bis 3 BMG 
Betroffene haben das Recht, den Datenübermittlungen zu widersprechen. Der Wi-
derspruch ist an keine Voraussetzung gebunden und braucht nicht begründet zu 
werden. Er kann beim Bürgeramt der Stadt Ingolstadt, Rathausplatz 4, 85049 Ingol-
stadt eingelegt werden. 
Falls der Datenübermittlung nicht widersprochen wurde, werden die Meldebehör-
den die genann-ten Daten weitergeben.

Vollzug der Wassergesetze;
Versickerung von Niederschlagswasser von den 

öffentlichen Straßenflächen aus dem Gewerbegebiet 
„Oskar-von-Miller-Straße“ auf dem Grundstück  

Fl. Nr. 3303 der Gemarkung Ingolstadt
Für die Ableitung des Niederschlagswassers des Gewerbegebietes „Oskar-von-Mil-
ler-Straße“ ist aufgrund der ursprünglichen Planunterlagen und der hierauf basie-
renden wasserrechtlichen Erlaubnis der Stadt Ingolstadt vom 11.04.1997 eine Einlei-
tung des Niederschlagswassers über ein natürliches Regenrückhaltebecken in den 
Dieselgraben vorgesehen. Die ursprüngliche Planung ging davon aus, dass auch die 
Grundstücke des Gewerbegebietes über den Regenwasserkanal entwässert wer-
den. Dies ist aber nun nicht der Fall, so dass nur noch das Niederschlagswasser der 
öffentlichen Straßenflächen zur Ableitung anfällt. Daher soll in Zukunft das Nieder-
schlagswasser nicht mehr in den Dieselgraben eingeleitet werden, sondern über 
eine Versickerungsmulde auf dem Grundstück Fl. Nr. 3303 der Gemarkung Ingol-
stadt in das Grundwasser versickert werden. Das bestehende Regenrückhaltebe-
cken soll daher zur Versickerungsmulde umgebaut werden. Die Versickerungsmulde 
soll einen Notüberlauf in den Dieselgraben erhalten.
Für diese Versickerung von Niederschlagswasser von den öffentlichen Straßenflä-
chen aus dem Gewerbegebiet „Oskar-von-Miller-Straße“ auf dem Grundstück Fl. Nr. 
3303 der Gemarkung Ingolstadt wurde mit Bescheid vom 06.10.2020 eine geho-
bene Erlaubnis nach 
§ 15 Wasserhaushaltsgesetz erteilt.
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Ausfertigung des Erlaubnisbescheides mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung und einer Ausfertigung der zugrundeliegenden Pla-

nunterlagen in der Zeit vom 02.11.2020 bis einschließlich 16.11.2020 während der 
Dienststunden bei der Stadt Ingolstadt, Umweltamt, Rathausplatz 9, Zimmer-Nr. 
108, zur allgemeinen Einsichtnahme ausliegen.
Aufgrund der aktuellen Lage bitten wir, für die Einsichtnahme in die Planunterlagen 
um vorherige Terminvereinbarung unter den Tel.-Nrn. (0841) 305-2561, (0841) 305-
2562 oder (0841) 305-2542.
Im Weiteren ist der Bescheid auch im Internet unter
www.ingolstadt.de/Leben_in_Ingolstadt/Umwelt_Natur_Klima/ unter der Rubrik 
„Aktuelle Bekanntmachungen“ einzusehen.
Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Erlaubnisbescheid auch gegenüber den Betrof-
fenen als zugestellt, denen er nicht gesondert bekanntgemacht wurde.

Öffentliche Ausschreibung
Die Stadt Ingolstadt, Amt für Informations- und Datenverarbeitung, beabsichtigt fol-
gende Leistung nach UVgO in Öffentlicher Ausschreibung zu vergeben:
Aktualisierung des vorhanden Sonicwall-Firewall-Clusters und des dazugehöri-
gen Analytics mit Hard- und Softwaresupport, Nr. 115-0127-2020-U-IN
Einreichungstermin: 28.10.2020 um 24:00 Uhr, Ausführungsort: Ingolstadt
Abwicklung der Ausschreibung über Amt für Informations- und Datenverarbeitung, 
Dollstr. 3, 85049 Ingolstadt
Tel. (0841) 305-1183, Fax (0841) 305-1120, E-Mail: daniel.schwarzbeck@ingolstadt.de
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Ingolstädter Kommunalbauten GmbH & Co.KG beabsichtigt folgende Leistung 
nach VgV im Offenen Verfahren (EU) zu vergeben:
Neubau Digitales Gründerzentrum (DGZ):
- Innenputz, Nr. KOB-0355-2020-B-IN
Einreichungstermin:17.11.2020 um 10:45 Uhr
- Sanitärtechnik, Nr. KOB-0388-2020-B-IN
Einreichungstermin:24.11.2020 um 10:45 Uhr
Ausführungsort: Ingolstadt. Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, 
Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-2450,
E-Mail: vergabe@ingolstadt.de. Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabe-
plattform www.vergabe.bayern.de

Einladung zur Jagdversammlung 
der Jagdgenossenschaft Ingolstadt

Die Jagdversammlung findet am Donnerstag, den 05.11.2020 um 19.30 Uhr beim Pe-
terwirt, in der Dorfstraße 2 in Unsernherrn statt.
Tagesordnung:
1. �Eröffnung, Bericht des Vorstehers, Protokollgenehmigung und Kassenbericht
2. �Beschlussfassung über die Verwendung und Verteilung des Reinertrages aus der 

Jagdnutzung 2021/2022
3. Beratung über die Jagdvergaben 2022
4. Verschiedenes

Jahresabschluss und Lagebericht 
für das Wirtschaftsjahr 2019 der IFG Ingolstadt AöR

Der Verwaltungsrat der IFG Ingolstadt AöR hat in seiner Sitzung am 13. Juli 2020 den 
vorgelegten Jahresabschluss und den Lagebericht der IFG Ingolstadt AöR für das 
Wirtschaftsjahr 2019 festgestellt und beschlossen, dass der Jahresgewinn in Höhe 
von EUR 14.964.241,63 mit dem bestehenden Verlustvortrag zu verrechnen ist. Die 
Kanzlei Zieglmeier + Stark, Wirtschaftsprüfer Steuerberater, PartG mbB, Ingolstadt, 
hat den Jahresabschluss geprüft und folgenden uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt:
Prüfungsurteile
Ich habe den Jahresabschluss der IFG Ingolstadt AöR, Ingolstadt – bestehend aus 
der Bilanz zum 31.12.2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 01.01. bis zum 31.12.2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstel-
lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus habe 
ich den Lagebericht der IFG Ingolstadt AöR für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 
31.12.2019 geprüft.
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
•  �entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens- und Finanzlage des Kommunalunternehmens zum 31.12.2019 sowie sei-
ner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2019 und

•  �vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Kommunalunternehmens. In allen wesentlichen Belangen steht dieser 
Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 S.1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Einwen-
dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Meine Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 
im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ meines Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben.
Ich bin von dem Kommunalunternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und habe meine 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt.
Ich bin der Auffassung, dass die von mir erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für meine Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresab-
schlusses, der den deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommunalunternehmens vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu er-
möglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gege-
benheiten entgegenstehen.
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des 
Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalun-
ternehmens vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 

sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnah-
men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines La-
geberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahres-
abschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten 
– falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der meine Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie da-
für, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwar-
tet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine kri-
tische Grundhaltung. Darüber hinaus

•  �identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder un-
beabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
plane und führe Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlange Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für meine Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrich-
tigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können.

•  �gewinne ich ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses re-
levanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Kommunalunternehmens 
abzugeben.

•  �beurteile ich die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-
genden Angaben.

•  �ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Kommunalun-
ternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 
ich zu dem Schluss komme, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahres-
abschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich ziehe 
meine Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum meines Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass das Kommunalunternehmen seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

•  �beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-
schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde-
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Kommunalunternehmens vermittelt.

•  �beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Kommu-
nalunternehmens.

•  �führe ich Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichen-
der geeigneter Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteile die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden An-
nahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-
weichen.

Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den 
geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die ich 
während meiner Prüfung feststelle.

Ingolstadt, den 16.06.2020

FRANZ STARK

Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden von Montag, den 26. Oktober 
2020, bis Freitag, den 30. Oktober 2020, und von Montag, den 2. November, bis 
Dienstag, den 3. November 2020, bei der IFG Ingolstadt AöR, Wagnerwirtsgasse 2, 
85049 Ingolstadt, im Zimmer 308/3. Stock, ausgelegt und können während dieser 
Zeit von 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr eingesehen werden.


